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Deutſcher Reichstag. 
49. Sitzung vom 10. Mat 


Präſident Graf von Arnim eröffnet die 
Sitzung um 11 ½ Uhr mit geſchäftlichen Mitthei⸗ 

ö lungen. 
| Am Tiſche des Bundesrathes: 
Hofmann, Bitter, v. Liebe u. A. 

Tagesordnung 
| J. Fortſetzung der zweiten Berathung der am 7. 
März 1880 zu Wien unterzeichneten revidirten Elb⸗ 
ſchifffahrtsalte nebſt Schlußprotokoll von demſelben 
Tage auf Grund des mündlichen Berichts der XV. 
Kommiſſton. 

Abg. v. Kardorff erklärt ſich gegen den 
Antrag des Referenten und für Genehmigung der 
Vorlage. Redner wendet ſich zunächſt gegen die 
Ausführungen des Abg. Windthorſt, welcher wieder⸗ 
bolt behauptet habe, daß die Regierung den Kultur- 
kampf provozirt habe. (Sehr richtig!) Das jet 
falſch. Der Abg. Windthorſt ſei es geweſen, wel⸗ 
cher im Jahre 1871 das Reich für die Wieder- 
herſtellung der weltlichen Herrſchaft des Papſtes 
habe engagiren wollen und damit den Kulturkampf 
inaugurirt habe. (Widerſpruch im Centrum.) Sich 
ſodann zu den Ausführungen des Abg. Wolffſon 
wendend, ſpricht Redner ſein Erſtaunen darüber 
aus, daß dieſer Abgeordnete ſich auf den Abgeord⸗ 
neten Delbrück für das Recht Hamburgs berufen 
habe, während doch der Reichskanzler deſſen Be⸗ 
hauptung von dem Unterſchiede zwiſchen Ober⸗ und 
Unterelbe ausdrücklich als illkürliche bezeichnet 


Staatsſekretär 


90 Daß 6 tra 
. l ‚Seh 225 weil es ſich nicht empfehlt, 


nicht; ſie jet mage, 2 24 ſtärker geworden, 
auch innerhalb des Centrums. Aber in den Hanſe⸗ 
ſtädten ſei die Strömung eine rückläufige geworden. 
Die Hamburger und Bremer Einwohner müßten 
nicht nur Hamburger und Bremer, ſie müßten vor 
Allem Deutſche ſein. 

Abg. Dr. Virchow freut ſich, daß der 
Vorredner Klarheit in die Sache gebracht. Der- 
ſelbe verlange offen die Beſeitigung der Freihafen⸗ 
ſtellung. Der Herr Reichskanzler jet nicht fo weit 
gegangen, er habe ſogar behauptet, daß dieſe Aus- 

nahmeſtellung nicht angetaſtet werden ſoll. Man 
müſſe ſich darüber aber klar werden. Um eine na- 
tionale Frage handele es ſich hier nicht, eine na- 
tionale Frage ſei es, ein nationales Recht zu 
ſchützen. In der Interpretation der Verfaſſungs⸗ 
beſtimmungen ſei der Reichskanzler noch niemals 
glücklich geweſen. Der Reichstag habe nur feſtzu⸗ 
ſtehen auf dem durch die Verfaſſung geſchaffenen 
Rechtsboden; er dürfe nicht zulaſſen, in den klaren 
Wortlaut der Verfaſſung willkürlich Dinge hinein 
zu interpretiren, die nicht darin ſtehen. Verfaſſungs⸗ 
artikel ſeien nicht dazu da, den Gelüſten des Augen⸗ 
blickes zu dienen, ſie ſollen zu allen Zeiten zu Recht 
beſtehen bleiben. Für die Frage der Beſeitigung 
der Freihafenſtellung könnte er ſich gelegentlich in- 
tereſſtiren, aber er wolle nicht, daß dieſe Frage in 
dieſem Augenblicke aufgeworfen werde. Er wolle 
nur den Rechtspunkt unterſuchen und er freue ſich, 
daß der Referent ſich ebenfalls auf die Rechts frage 
beschränkt habe. Er fei ſehr geſpannt darauf, zu 
erfahren, wer denn die preußtjchen Unterthanen find, 
welche durch die Freihafenſtekung Hamburgs ge- 
ſchädigt werden. Die Stadt Altona kön ie es nicht 
ſein, denn die habe gegen dieſe Maßregel proteſtirt. 
Es könnten alſo nur die preußiſchen Spritfabri⸗ 
kanten ſein (Heiterkeit). Er ſei erſchreckt geweſen 
über die Mißſtimmung, welche ſich in der Rede des 
Reichskanzlers ausgedrückt habe. Für ſeine Partei 
möchte er wenigſtens die Erklärung abgeben, daß 
ſie ſich ganz frei fühle von irgend einem Gefühle 
des Haſſes oder der Antipathie. Die nationale 
Einheit jei von der liberalen Partei groß gezogen 
und ſchon zu einer Zeit in ihr Programm aufge- 
nommen, wo der Reichskanzler dieſen Gedanken 
noch bekämpfte. Seine Partei werde auch nie 
fehlen da, wo es ſich darum handele, das nationale 
zereſſe im Sinne der idealen und materiellen 
Wohlfahrt zu fördern. Die liberale Partei habe 
in meiſten für die idealen Intereſſen der Nation 
wirkt, es ſei dies geradezu eine Spezialität der 
ortſchrittspartei. Letztere wiſſe ſich frei von den 
orwürfen zentraliſtiſcher und partikulariſtiſcher Be⸗ 
ebungen. Was er (Redner) für verderblich halte, 
ſei die Augenblickspolitik des Reichskanzlers. 


Die Politik müſſe wieder eine mehr beſtändige wer⸗ 
den, dann werde es ihm auch an Freunden für ſeine 
Politik nicht fehlen. Er werde ſich vor dem Ge⸗ 
danken nicht entſetzen, daß ein Miniſterium aus 
klerikalen und konſervativen Elementen beſtehen 
könnte. Ein Miniſterium, aus der Majorität des 
Reichstages zuſammengeſetzt, berechtige zu der Hoff⸗ 
nung, etwas ſchneller vorwärts zu kommen. Viel⸗ 
leicht würde man dann auch den Kollegen Volk 
wiedergewinnen mit dem deutſchen Völkerfrühling. 
(Heiterkeit) Redner erklärt zum Schluß, daß, 
wenn er und ſeine Freunde für den Antrag der 
Kommiſſion ſtimmen, fo geſchehe dies nicht, um mit 
dieſem Votum ſich gegen eine nationale Politik zu 
erklären, ſondern in dem Sinne, daß ſie für das 


Reich und für die Reichsverfaſſung votiren. (Leb⸗ 
hafter Beifall links.) 
Finanzminiſter Bitter erklärt gegenüber 


einer Aeußerung des Vorredners, daß weder an 
ihn, noch an das preußiſche Staatsminiſterium, noch 
überhaupt an ein preußiſches Reſſort die Anfrage 
wegen Beſeitigung der Freihafenſtellung Hamburgs 
gerichtet worden ſei. Dieſe Frage komme alſo hier 
gar nicht in Betracht. Dieſelbe ſtehe gar nicht zur 
Debatte und ſei dieſe Verbindung mit der gegen- 
wärtigen Vorlage nicht zu rechtfertigen. Es könne 
an der Elbſchifffahrtsakte auch nichts gefunden wer⸗ 
den, was an eine Beſeitigung der Zollgrenze in der 
Elbe, noch auch an eine Beſeitigung der Freihafen 
ftellung Hamburgs und Bremens irgend wie auch 
nur denken läßt. Er bitte alſo, dieſe Frage heute 
te zu . 


e g ne des N Be 
zu knüpfen, ſei ſchon um deshal- ſehr be- 
innere Ange- 
legenheiten in den mit einem fremden Staate abge- 
ſchloſſenen Vertrag hineinzubringen. Die Feſtſtel⸗ 
lung der Zollgrenze ſei eine ſtaatsrechtliche Frage. 
Wer die Entſcheidung darüber habe, ob der Bun⸗ 
desrath allein oder nur unter Mitwirkung der Ge- 
ſetzgebung, ſei zweifelhaft. Der Vorbehalt, wie er 
gefaßt iſt, ſei aber auch ſchon um deshalb unan⸗ 
nehmbar, weil er ſich in dieſer Form auf den öfter- 
reichiſchen Elbſtrom erſtreckt. Es ſei auch 
Großen und Ganzen viel weniger von der Elb— 
ſchifffahrtsakte, als vielmehr von der beſonderen 
Stellung Hamburgs die Rede geweſen, wie der 
Frage, welche Behörde kompetent ſei, über die Frei⸗ 
hafenſtellung Hamburgs bezw. über die Abgrenzung 
der Zollgrenze auf der Elbe zu entſcheiden. Es 
ſeien darüber die verſchiedenſten Meinungen zu Tage 
getreten und er möchte hieraus die Folgerung ziehen, 
daß es wünſchenswerth jet, dieſe ganze Frage, ehe 
ſie zur Entſcheidung gelangt, noch einmal einer nä⸗ 
heren Prüfung zu unterziehen. Ein großer Theil 
ſeiner politiſchen Freunde ſei daher zu dem Ent- 
ſchluſſe gekommen, daß es beſſer ſei, die Entſchei⸗ 
dung über dieſe Frage in dieſer Seſſion zu ver⸗ 
tagen. Er werde ſich deshalb den Antrag zu ſtellen 
erlauben, dieſe Frage zu einer ſchriftlichen Bericht⸗ 
erſtattung der Kommiſſton zurückzugeben, denn dieſer 
Vorbehalt ſei entſchieden unzuläſſig. Auch wenn es 
ſich darum handele, ein Recht für den Reichstag zu 
erlangen auf dieſem Gebiete, halte er es für unzu⸗ 
läſſig, daß die Genehmigung eines Vertrages zu 
dieſem Zwecke benutzt werde. Redner ſpricht ſeine 
Befriedigung darüber aus, daß der Herr Reichs- 
kanzler ſo entſchieden erklärt habe, er werde nie⸗ 
mals zugeben, daß die partikulariftiiche Strömung 
im Reiche an Boden gewinne. Der Abg. Virchow 
und deſſen Partei habe keinen Antheil an dem Zu- 
ſtandekommen der nationalen Einheit, dieſes Ver⸗ 
dienſt gebühre allein dem Herrn Reichskanzler. Den 
nationalen Gedanken habe die liberale Partei aller 
dings lange vor 1866 vertreten, aber ohne einen 
König von Preußen und einen Miniſter, welcher 
ſeine ganze Exiſtenz auf's Spiel ſetzte, wäre die 
Durchführung deſſelben niemals möglich geweſen. 
Das müſſe er dem Abg. Virchow zugeſtehen, daß 
ein klerikal⸗konſervatives Miniſterium nicht lange 
wirthſchaften würde, denn das deutſche Volk ver- 
trage keine kirchlich-polttiſche Reaktion. Aber die 
Herren könnten doch viel Unheil anrichten. (Sehr 
richtig! links)) Dem müſſe man vorbeugen. 
Sammle man ſich daher auf nationaler Seite und 
vertage heute eine Frage, deren Entſcheidung gar 
nicht dränge. 
Staatsſekretär Hofmann erwidert dem Abg. 
Virchow, der Herr Reichskanzler treibe keine ſchwan⸗ 
kende Politik, er verfolge feſte Ziele und habe ſeine 


Ziele erreicht ſelbſt gegen Herrn Virchow und deſſen 
Partei. Die Rede des Herrn von Bennigſen könne 
er nur mit Genugthuung begrüßen. Was die 
Frage ſelbſt anlange, ſo könne Hamburg nur dann 
ein Veto einlegen, wenn es ſich um den Freihafen 
im Ganzen handele, nicht um deſſen Grenzen. Der 
Kommiſſtonsantrag jet unklar und beſchränke ſich 
nur auf die Unterelbe. Rechtlich ſtehe feſt, daß die 
Unterelbe genau jo zu behandeln ſei, wie die Ober- 
elbe, und wenn man oben Reviſionen vornehmen 
dürfe, dann ſei dies auch unten zuläſſig. Man 
dürfe nur keinen Waſſerzoll auf der Unterelbe zwi⸗ 
ſchen Hamburg und der Nordſee erheben, wohl aber 
dürfen die Schiffe behufs ihrer Reviſion nach zoll- 
pflichtigen Gegenſtänden angehalten werden. Redner 
bittet um Ablehnung der Anträge und um vorbe- 
haltloſe Genehmigung des Vertrages. 

Abg. v. Helldorff⸗Bedra ſchließt ſich 
den Ausführungen des Vorredners, was die Vor- 
lage betrifft, in allen Theilen an. Redner geht 
alsdann auf einzelne Punkte aus der Rede des 
Reichskanzlers näher ein, indem er namentlich be⸗ 
müht iſt, die angebliche klerikal⸗konſervative Koali- 
tion als ein Geſpenſt zu bezeichnen, mit dem man 
vergeblich das Volk ſchrecken wolle. Die konſerva⸗ 
tive Part.! habe und werde ſich geeignetenfalls 
dankbar der Hülfe des Centrums bedienen, aber 
immer vorbehaltlich der eignen freien Prüfung. Er 
habe in der Rede des Kanzlers die Mahnung zu 
größerer Ruhe im Kampfe der Parteien und zur 
Wahrung der Kompetenz des Bundesrathes warm 
2 und in dieſem Sinne müſſe er ſich ent- 


Antrag der 
zu et rg erklären, und er bitte, ge⸗ 
gen denſelben zu ſtimmen. (Lebhafter Beifall rechts.) 
Abg. Freiherr v. Schorlemer-Alſt: 
Der Abg. von Kardorff hat dem Abg. Windthorſt 
vorgeworfen, daß er fein Schlachtroß auf dem Ge- 
biete des Kulturkampfes getummelt, den vorliegen- 
den Gegenſtand aber gar nicht berührt habe. Was 
hat nun der Abg. Kardorff zu dieſer Sache ge- 
ſprochen? Er hat von Hamburg und Bremen, 
und über vieles Andere, aber nicht über dieſe 
Sache ſich ausgelaſſen. Weiter hat er dem Abg. 
Windthorſt vorgeworfen, daß er den Kulturkampf 
in die Debatte gezogen habe. Dies beſtreite ich. 
Der Reichskanzler hat dies am Samſtag gethan 
und heute der Abg. von Kardorff. Ich werde mich 
daher vorzugsweiſe mit der Rede des Fürſten Bis- 
marck beſchäftigen. Ich bin dem Herrn Reiche 
kanzler für dieſe Rede ſehr dankbar, denn ſie hat 
weſentlich aufklärend gewirkt. Er hat verſucht, uns 
nach Rom hin zu diskreditiren und Uneinigkeit in 
unſere Partei zu tragen. Was den letzten Punkt 
anlangt, |) wird ihm dies nicht gelingen; wir 
werden auch ſpäter ſehr geſchloſſen zuſammenſte hen, 
und ſo ſehr wir den Frieden wünſchen, den uns 
aufgezwungenen Kampf unter unſerm bewährten Füh⸗ 
rer, der Perle von Meppen, fortzuſetzen wiſſen. 
(Heiterkeit) Er hat uns ferner vorgeworfen, wir 
ſeien unter prieſterlichem Einfluß gewählt. Die 
Geiſtlichen find ja doch ſo decimirt, daß ſie nicht 
viel Einfluß mehr haben. (Widerſpruch links.) 
Was will denn nun aber der Reichskanzler von 
uns? Er will, daß wir mit ihm durch Dick und 
Dünn gehen, und will uns dann auch hier und 
da auch einige Broſamen religtöſen Friedens zu⸗ 
kommen laſſen. Dazu, meine Herren, iſt aber un- 
ſere Partei zu gut. Ich will dem Reichskanzler 
ſagen, warum er keine ſichere Majorität hat. Es 
kommt das daher, weil er ſelbſt die Parteien fort 
und fort zerſetzt, weil er unbedingte Heeresfolge 
verlangt, und daher ſtammt auch ſeine Abneigung 
gegen das Centrum. Dies muß ihm die Parteien 
und die Herzen entfremden, und einen nationalen 
Gedanken erblicke ich darin auch nicht. (Sehr 
richtig! links.) Der Herr Reichskanzler hat am 
Schluß ſeiner Rede die Parteien aufgefordert, uns 
ferner die Heeresfolge zu verſagen. Das war eine 
nette Heeresfolge. (Große Heiterkeit.) Ich erinnere 
Sie nur an den Kulturkampf und andere Drang- 
ſalirungen unſerer Partei. Was die vom Abg. 
von Bennigſen beantragte Zurückverweiſung an die 
Kommiſſion betrifft, jo habe ich nicht daran ge- 
zweifelt, daß der Abg. von Bennigſen der ſein wird, 
der aus dieſer Sackgaſſe, in der wir uns befinden, 
die Hinterthür zu einem Kompromiß finden wird. 
Votiren Sie, wie Sie wollen, aber überlegen Sie 
ſich dabei, wenn Sie von dem Antrag Delbrück 
zurücktreten, fallen Sie von ſich . ab. (Beifall 
im Centrum) 
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Staatsſekretär Hofmann widerſpricht Na⸗ 
mens der Regierung dem Antrage Bennigſen und 
bittet wiederholt um Annahme der Vorlage. 


Abg. Dr. Delbrück: Ich habe mir das 
Wort erbeten, um auf die perſönlichen Angriffe des 
Reichskanzlers gegen mich zu antworten; das Wort 
als Referent über die Ausführungen gegen den 
Kommiſſionsvorſchlag behalte ich mir bis nach 
Schluß der Diskuſſion vor. Der Herr Reichs- 
kanzler hat ſich bemüht, indem er meine Stellung 
während meiner amtlichen Thätigkeit kritiſirte, mich 
in Widerſpruch zu ſetzen mit meiner Thätigkeit in 
der Kommiſſion und als Abgeordneter. Ich habe 
die Akte nicht entworfen und hatte im Jahre 1874 
auch nicht die Zeit dazu. Richtig iſt aber, daß, 
als mir der Entwurf zuging, ich denſelben dem 
Bundes rath vorgelegt und für denſelben die preußiſche 
Stimme im Bundesrath abgegeben habe. Aber 
der Reichskanzler iſt doch ſelbſt öfters in der Lage 
geweſen, ein Geſetz in den Reichstag zu bringen 
und durchzusetzen, deſſen Aenderung er nach 5 bis 
6 Jahren ſelbſt beantragen muß, weil die Geſichts⸗ 
punkte, unter denen es eingebracht wurde, ſich ge- 
ändert haben. Es iſt eben naturnothwendige Kon- 
ſequenz, daß man nach einer Reihe von Jahren 
unter veränderten Verhältniſſen eine Vorlage anders 
anſieht, als vorher. In dieſem Falle befinde ich 
mich und ich glaube nachgewieſen zu haben, daß 
mir eine Inkonſequenz nicht vorzuwerfen iſt. So⸗ 
dann iſt auf die Verhandlungen Bezug genommen, 
infolge deren hamburgiſche Gebietstheile dem Zoll- 
verein angeſchloſſen werden ſollen. Ich habe aber 
mich ſelbſt dagegen verwahrt, daß dasjenige, was 
ich mir anzuführen erlaubte, allgemein angewendet 
werden dürfe. Das iſt unzweifelhaft, daß der 
Bundesrath in dieſer Frage zu beſchließen hat. 
Aber in allen dieſen Fragen iſt der Beſchluß des 
Bundesraths immer nur das Tüpfchen auf dem „i“ 
geweſen; es war immer vorher volles Einverſtänd⸗ 
niß vorhanden; gegen den Widerſpruch des bethei- 
ligten Staates iſt nie ein Theil ſeines Geblets in 
die Zolllinie gezogen worden. (Hört! hört!) Der 
Beſchluß des Bundesraths war immer nur die Be- 
glaubigung des Einverſtändniſſes geweſen. Ferner 
hat der Reichskanzler zum Beleg, daß gewiſſe rüd- 
läufige Bewegungen im nationalen Leben vorhanden 
find, angeführt, daß er zu dieſer Ueberzeugung ge- 
kommen ſei, ſeitdem er ſehe, daß ſein bedeutendſter 
Mitarbeiter heute Arm in Arm mit dem Centrum 
und anderen Parteien, die gegen die Reichsverfaf- 
ſung waren, gehe. Ich glaube aber nachgewieſen 
zu haben, daß es beſtehendes Recht iſt, daß die 
Unterelbe ohne Geſetz nicht unter Zollkontrolle ge- 
ſetzt werden darf. Wenn ich mich dabei des Ein- 
verſtändniſſes eines Theiles des Hauſes erfreue, der 
im vorigen Jahre auf wirthſchaftlichem Gebiet dem 
Reichskanzler zugeſtimmt hat, jo kann mich die Zu- 
ſtimmung dieſes Theiles des Hauſes in meiner recht⸗ 
lichen Ueberzeugung ebenſowenig beirren, wie ſie im 
vorigen Jahre den Reichskanzler auf wirthſchaft⸗ 
lichem Gebiete beirrt hat. (Lebhafte Zuſtimmung 
links.) Wenn ich jetzt für den Schutz des be⸗ 
ſtehenden Rechts eintrete, ſo glaube ich nicht, daß 
ich dadurch partikulariſtiſch werde; ſollte ich es aber 
dadurch ſeln, ſo bin ich es nicht erf heute, ſondern 
ſchon ſeit 30 Jahren. (Lebhafter Beifall.) 

Unter großer Unruhe des Hauſes ſpricht ſo⸗ 
dann noch der Abg. Löwe (Bochum) im Sinne 
des Reichskanzlers; es wäre ein großer politiſcher 
Fehler, wenn man die Vorlage fallen ließe. 

Abg. Dr. Lasker: Es erſcheint mir als 
ein Fehler von allen Seiten, eingeſchloſſen den 
Herrn Reichskanzler, die heutige Verhandlung unter 
dem Geſichtspunkte der Zollvereinsanſchlüſſe zu be⸗ 
trachten. Dies war auch der Fehler des Abg. v. 
Bennigſen, daß er Hänel zitirte, der gar nichts zu 
thun hat mit der gegenwärtigen Streitfrage, näm⸗ 
lich daß den Hanſeſtädten gewiſſe Rechte gegeben 
ſind, die allgemeine Verwaltungsrechte ſind. Was 
hier betrachtet werden muß, iſt: wie iſt der gegen⸗ 
wärtige Zuſtand, wie wird er geſetzlich gehandhabt 
ſeit 60 Jahren, und was ſoll nach der Elbſchiff⸗ 
fahrtsakte folgen. Nun iſt aber gar kein Streit, 
daß durch dieſe Akte ein geſetzlicher Zuſtand ge⸗ 
ſchaffen iſt, wonach bei Hamburg die letzte zollamt⸗ 
liche Grenze und Reviſionsſtelle vorhanden iſt. Die 
Elbſchifffahrtsakte behandelt ferner die ee 
die Rechte der Unterthanen und der einzelnen Stan 
ten, und zum Ueberfluß erkennt die Akte ſelbſt an, 
daß ſie die entgegenſtehenden Geſetze aufhebt. Auch 
find ſämmtliche Abänderungen der Akte, welch! bei 
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der Verfaſſung in Preußen zu Stande gekommen 
find, immer der Genehmigung des preußiſchen Ab- 
geordnetenhauſes unterbreitet worden. Es ſteht da⸗ 
nach feſt, daß die Waare von Hamburg bis zum 
Meere hin keine zollamtliche Abfertigung erleiden 
darf. Dieſer Zuſtand beſteht ſeit 60 Jahren, und 
Sie werden mir zugeben, daß die Beibehaltung 
deſſelben eine rechtsgültige Forderung iſt. Von jetzt 
ab ſoll es anders werden, und die Regierung er⸗ 
mächtigt ſein zur zollamtlichen Abfertigung auch 
unterhalb Hamburgs. M. H.! Die Lehre von 
den Verträgen iſt ſtaatsrechtlich noch nicht feſtge⸗ 
ſtellt, die Regierungen können ſich die Freiheit der 
Entſcheidungen beilegen, wie ſie die geſchloſſenen 
Verträge handhaben wollen zu ihrem Nutzen, und 
ſo liegt es auch hier. Ich finde in der Verfaſſung, 
daß das Reich ein einheitliches Zoll- und Bundes⸗ 
gebiet hat. Augenblicklich wird aber gleich daneben 
geſetzt, daß einzelne Zollausſchlüſſe zuläſſig ſeien. 
Nun beſtimmt Art. 7 Nr. 2 der deutſchen Ver⸗ 
faſſung: Wenn ein Reichsgeſetz ergangen iſt und 
zur Ausführung Verordnungen oder Einrichtungen 
nothwendig ſind, ſo ſollen dieſe dem Bundesrathe 
obliegen, ſoweit nicht die Verfaſſung anders be⸗ 
ſtimmt. Das kann und darf nicht entfernt die 
Bedeutung haben, daß er vertragsmäßige Rechte ab⸗ 
ändern könne. 
gemacht wurde, wurde auch ausdrücklich feſtgeſtellt, 


daß dieſes Verordnungsrecht nur die Bedeutung ha⸗ 
ben ſolle, daß der Bundesrath das Recht habe, all⸗ 


gemeine Beſtimmungen zu erlaſſen. Es iſt alſo 
nicht nur nicht nethwendig, dieſe Frage dem Bun⸗ 


desrathe zu überlaſſen, jenbern wir haben ſogar 


daſſelbe Recht, mitzuſtimmen, und von einer Ver⸗ 
letzung der Verfaſſung kann nicht die Rede ſein. 
Was die nationale Politik betrifft, ſo war ja der 
Reichskanzler bisher der Mann, den zu ſchwer ge⸗ 
ladenen Karren auch wieder herauszurollen, aber es 
wird vielleicht ſeinem Nachfolger nicht ſo leicht 
werden, und der Karren wird ſtecken bleiben. Der 
Reichskanzler iſt anerkanntermaßen der erſte jetzt 
lebende Diplomat, aber die Methode der Diplomatie 
paßt nicht auf die weitere Entwickelung der na- 
tionalen Politik. Es iſt nothwendig, eine klare, 


erkennbare Politik zu haben, wenn man eine Ma- 
jorität von ſelbſtſtändigen Männern auf ſeiner Seite 


haben will, und ich geſtehe, daß ich ſeit Jahren 
die Ziele des Reichskanzlers in vielen Dingen nicht 
mehr erkennen kann. So geht es mir auch in Be 
zug auf den vorliegenden Gegenſtand. Mir kommt 


es auch oft mehr auf die Wege an als auf die 


Ziele, weil auf dem Wege ein großer Theil des 
Rechtsgefühls verloren gehen kann. Es entgeht dem 
Reichskanzler zuweilen, daß das deutſche Volk neben 
ſeinem Nationalgefühl auch ein tiefes deutſches 
Rechtsgefühl beſitzt, welches nicht verletzt werden 
darf, wenn es Befriedigung finden ſoll auf die Dauer 
am deutſchen Reich und der Perſon des Reichs- 
kanzlers. (Beifall links.) 

Der erneute Antrag auf Schluß wird ange⸗ 


Es folgen perſönliche Bemerkungen, und nach 
einem Reſumee des Referenten wird zur Abſtimmung 
geſchritten. — Der Antrag Bennigſen auf Zurück⸗ 
weiſung an die Kommiſſion wird mit 125 gegen 
125 Stimmen abgelehnt. 

Es wird darauf über die einzelnen Para- 
graphen, deren die Vorlage 37 hat, abgeſtimmt. 

Die 88 1—3 werden angenommen. 

Ueber Art. 4, welcher die eigentlich meritori- 
ſchen Beftimmungen enthält, beantragt Abg. Rich- 
ter (Hagen) namentlich abzuſtimmen, findet aber 
nicht die nöthige Unterſtützung von 50 Mitgliedern; 
durch itio in partes wied Art. 4 mit 134 gegen 
114 Stimmen abgelehnt; daſſelbe Schickſal findet 
der Schlußartikel 37, welcher das Datum des In⸗ 
krafttretens der einzelnen Beſtimmungen des Ver⸗ 
trages enthält. 

Die Abſtimmung über den Antrag der Kom⸗ 
miſſion iſt eine namentliche; derſelbe wird mit 110 
gegen 138 Stimmen abgelehnt; (4 Mitglieder ha- 
ben ſich der Abſtimmung enthalten), der Vorbe⸗ 
halt, den die Kommiſſton hinzugefügt, iſt alfo ge- 
ſtrichen. 

In raſcher Folge und ohne Debatte werden 
darauf die folgenden Gegenſtände der Tages ordnung 
erledigt: die Geſetzentwürfe betr. den Aus lieferungs⸗ 
vertrag mit Uruguay; betr. die Konſulargerichts bar⸗ 
keit in Egypten; betr. die Kontrole des Reichs haus⸗ 
halts und des Landes haus halts von Elſaß-Lothrin⸗ 
gen; die zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich-Un⸗ 
garn geſchloſſenen Abkommen: 1) der am 1. April 
1880 zu Berlin unterzeichneten Uebereinkunft wegen 
weiterer proviſoriſcher Regelung der Handels beziehun⸗ 
gen; 2) des am 25. Februar 1880 zu Berlin 
unterzeichneten Vertrages wegen Beglaubigung der 
von öffentlichen Behörden und Beamten ausgeſtellten 
oder beglaubigten Urkunden. Der Geſetzentwurf be⸗ 
treffend die Konſulargerichtsbarkeit in Bosnien und 
in der Herzegowina, die Uebereinkunft zwiſchen 
Deutſchland und Belgien vom 22. April 1880 
wegen proviſortſcher Regelung der Handels beziehun⸗ 
gen, und die Uebereinkunft zwiſchen Deutſchland 
und der Schweiz wegen weiterer proviſoriſcher Re⸗ 
gelung der Handels beziehungen werden auf Grund 
der in zweiter Berathung unverändert angenomme⸗ 
nen Vorlagen genehmigt; ebenſo werden die Ueber⸗ 
ſichten der Ausgaben und Einnahmen des deut⸗ 
ſchen Reiches für das Etatsjahr 1878 — 1879 
definitiv erledigt und eine Anzahl von Petitionen 
als zur Erörterung im Plenum nicht geeignet 
erklart. 

Nächſte Sitzung Abends 8 Uhr. 

5 T.⸗O.: Dritte Berathung der Elbſchifffahrts⸗ 
e. 
Schluß 5¼ Uhr. 


Als der Artikel 7 der Verfaſſung 


Abendſitzung. 
50. Sitzung vom 10. Mai. 

Präſident Graf von Arnim eröffnet die 
Sitzung um 81/ Uhr. 

Am Tiſche des Bundesraths: Graf v. Stol- 
berg⸗Wernigerode, Hofmann, von Philipsborn, von 
Schelling, Bitter. 

Tagesordnung: 

Dritte Berathung der Elbſchifffahrtsakte. 

Von den Abgg. v. Seydewitz und Ge⸗ 
noſſen liegt ein Antrag auf Wiederherſtellung der 
Artikel 4 und 37 vor. Dagegen beantragen die 
Abgg. Delbrück und Windthorſt die Zu⸗ 
rückverweiſung der Vorlage an die Kommiſſion zur 
ſchriftlichen Berichterſtattung. 

Abg. Windthorſt motivirt kurz ſeinen 
Antrag, für den, wie Abg. Richter erklärt, nun⸗ 
mehr auch die Fortſchrittspartei ſtimmen wird, da 
materiell ſchon in der zweiten Berathung über die 
Vorlage entſchieden worden ſei. Hamburg werde 
aus dieſer Abſtimmung weſentlich eine Beruhigung 
für ſeine Freihafenſtellung ſchöpfen. 

Abg. Graf Uno zu Stolberg plaidirt für 
den Antrag Seydewitz. 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag Del- 
brück⸗Windthorſt angenommen. N 

Damit iſt die Tagesordnung erledigt. 

Der Präſident giebt nunmehr die übliche 
Ueberſicht über die Geſchäfte des Hauſes während 
der nunmehr abgelaufenen Seſſton. 

Abg. v. Bennigſen ſpricht Namens des 
Hauſes dem Präſidenten Dank und Anerkennung 
für feine unparteiiſche Geſchäftsführung aus und 
fordert das Haus auf, ſich zum Zeichen der Zu⸗ 
ſtimmung von den Plätzen zu erheben. 

(Die Mitglieder erheben ſich hierauf von ihren 
Sitzen.) 

Nachdem der Präſident ſodann noch den 
Vicepräſidenten, den Schriftführern, ſowie dem Ge⸗ 
ſammtvorſtande den Dank für die Unterſtützung in 
der Geſchäftsführung ausgeſprochen, erhält das Wort 
der Vicepräſident des preußiſchen Staatsminiftertumg 
Graf zu Stolberg- Wernigerode zur 
Verleſung einer Allerhöchſten Botſchaft, gezeichnet 
Wiesbaden, den 5. Mai. Dieſelbe ermächtigt den 
Reichskanzler eventuell deſſen Vertreter, Grafen zu 
Stolberg, den Reichstag am 10. Mai im Namen 
der verbündeten Regierungen auf Befehl des Kaiſers 
zu ſchließen. 

Nach Vorleſung der Allerhöchſten Botſchaft 
ſchließt der Präſident die Sitzung mit einem Hoch 
auf Se. Majeſtät den Kaiſer, in welches das Haus 
dreimal begeiſtert einſtimmt. 

Schluß 83/¼ Uhr. 

Provinzielles. 

Stettin, 41. Mat. Das Fangen oder Töd⸗ 
ten der Nachtigallen, Blaukehlchen, Rothkehlchen, 
Rothſchwänze, Laubvögel, Grasmücken, Steinſchmätzer, 
Wieſenſchmätzer, Bachſtelzen, Pieper, Zaunkönige, 
Pirole, Goldhähnchen, Meiſen, Lerchen, Ammern, 
Dompfaffen, Finken, Hänflinge, Zeiſige, Stieglitze, 
Baumläufer (Kleiber), Wiedehopfe, Schwalben, 
Staare, Dohlen, Naken, Mandelkrähen, Fliegen⸗ 
ſchnepper, Würger, Kukuke, Spechte, Wendehälſe, 
Sperlinge, Tagſchlafe, Buſſarde (Mäuſer oder Mäuſe⸗ 
falken; und Eulen mit Ausſchluß des Uhus, deren 
überwiegende Nützlichkeit durch Vertilgung von In⸗ 
ſekten und anderem Ungeziefer außer allem Zweifel 
ſteht, iſt nach einer Verordnung vom 29. Mai 1860 
in der Zeit vom 1. Dezember bis 15 September 
verboten. Ferner ſind alle Vorrichtungen zum Fan⸗ 
gen der genannten Vögel, z. B. das Aufſtellen von 
Leimruthen, Vogelnetzen, Schlingen, Dohnen, Spren⸗ 
keln, Fangkäfigen, während der genannten Schonzeit 
unterſagt. Das Feilhalten ſolcher Vögel auf den 
Wochenmärkten und im Hauſtrhandel, das Ausneh⸗ 
men der Eier oder der Brut und Zerſtören der 
Neſter dieſer Vogelarten iſt unbedingt verboten. 

— Ende vorigen Monats fand in Berlin eine 
ſtark beſuchte Berſammlung von Berliner Fiſch⸗ 
händlern ſtatt, welche eine allgemeine Verſammlung 
deutſcher Fiſchhändler aus Deutſchland, Oeſterreich 
und der Schweiz, die wiederum am 23. und 24. 
d. M. ſtattfinden ſoll, vorzubereiten hatte. Es ſoll 
ein Verein deutſcher Fiſchhändler gegründet werden, 
und iſt ein Statut für denſelben bereits ausgear⸗ 
beitet, das in der Verſammlung am 23. und 24 
d. M. definitiv angenommen, vielleicht auch noch in 
einigen Punkten verändert werden wird. 8 1 des 
proviforiſchen Statuts lautet: Der Verein deutſcher 
Fiſchhändler hat den Zweck, das Intereſſe ſeiner 
Mitglieder Regierungen, Behörden und Privaten 
gegenüber zu vertreten. Unſere Provinz dürfte zu 
der Zahl der Mitglieder ein großes Kontingent 
ſtellen. Je größer die Zahl und je bedeutender die 
Verbindungen der Vereins mitglieder find, deſto mäch⸗ 
tiger wird der Verein werden und deſto greifbarer 
werden ſeine Erfolge zum Beſten des Fiſchhandels 
fein, und zwar nicht blos zum Nutzen der Fiſch⸗ 
händler, ſondern auch, wie wir überzeugt find, zum 
Vortheil der Abnehmer gereichen. 

— Internationale Ausſtellung von Hunden 
aller Racen som 21. bis 25. Mai in Berlin. 
Die Anmeldungen zu dieſer Ausſtellung ſind ſo 
reichlich eingegangen, daß ein großer Theil zurüd- 
gewieſen werden mußte. Es werden 1050 einzelne 
Hunde reſp. Würfe und 2 Meuten ausgeſtellt fein, 
deren Geſammt⸗Kopfzahl etwa 1200 betragen wird. 
Auf dem Plateau von Tivoli erhebt ſich bereits eine 
kleine Stadt, über 1000 Wohnungen elegant und 
praktiſch erſtehen, um die beliebten Vierfüßler auf- 
zunehmen. Eine ſtattlichere Reihe von Neufund- 
ländern, lpen- oder Bernhardhunde und Doggen, 
lauter ausgeſucht große Exemplare und nahe 300, 
hat noch niemals beiſammen geſtanden und werden 
einen impoſanten Anblick gewähren. Es werden 
einige Hunde ausgeſtellt, welche als ganz hervorra- 
gende Exemplare die Kleinigkeit von pro Kopf 


20,000 Mark koſten. Auch in allen anderen Klaſ⸗ 
ſen werden vorzügliche Hunde vertreten ſein. Unſere 
Nachbarn in England betheiligen ſich mit nahe 200 
Köpfen. Das in London erſcheinende erſte Sport- 
blatt Englands „The field" vom 1. Mai d. J. 
ſchreibt: „Die Ausſtellung in Berlin wird die groß⸗ 
artigſte ſein, und mit beſſeren Hunden beſetzt, als 
wir ſeit Jahren in England eine Ausſtellung gehabt 
haben. Wir freuen uns über dieſes Reſultat und 
beglückwünſchen unſere deutſchen Freunde zu dieſem 
Erfolg.“ So eine in England ſehr renommirte 
Zeitung. Die feierliche Eröffnung wird am 21. 
Mai, Vormittags 10 Uhr, von dem Prinzen Carl 
von Preußen erfolgen und werden zu derſelben Se. 
Majeſtät der Kaiſer, die königlichen Prinzen, die 
Spitzen der Behörden, die Preſſe und viele hervor⸗ 
ragende Perſonen beſonders eingeladen werden. Ein 
großartiges Feſtbankett wird am 22. Mai auf Ti⸗ 
volt ſtattfinden. 

— Geſchloſſene Geſellſchaften, die an ihre 
Mitglieder Wein und dergleichen Handelsartikel ab- 
geben, pflegten bisher in Preußen gewerbeſteuerfrei 
zu ſein. Nach einer kürzlich ergangenen Entſchei⸗ 
dung des Finanzminiſters wird das in Zukunft nicht 
mehr der Fall ſein. Der Miniſter hat nämlich 
aus Anlaß einer ſpeziellen Frage beſtimmt, daß 
ſolche geſchloſſene Geſellſchaften, Kaſins-Geſellſchaften, 
Reſſourcen, Leſevereine, Freimaurerlogen u. ſ. w., 
ſoweit fie Wein- oder ähnlichen Handel treiben, in- 
dem ſie ſolche Handelsartikel in großen Quantitäten 
beziehen und an ihre Mitglieder gegen Bezahlung 
verabfolgen, als zur Klaſſe A. II. gewerbeſteuer⸗ 
pflichtig zu erachten find. Voraus ſichtlich ſteht in⸗ 
folge dieſer Entſcheidung einer großen Anzahl ge⸗ 
ſchloſſener Geſellſchaften die nicht gerade angenehme 
Ueberraſchung dieſer Heranziehung zur Gewerbeſteuer 
und vielleicht ſogar Nachzahlung derſelben demnächſt 
bevor. , 

— Am Sonnabend ift bei Mönchgut ein klei⸗ 
ner weißer Seehund gefangen, der mit Hornfiſchen 
gemeinſchaftlich in die Reuſen gegangen war. Det- 
ſelbe iſt nach Greifswald gebracht. Wenn auch 
nicht häufig vorkommend, ſo iſt dieſe Abart doch 
nicht ſehr ſelten, in dem Greifswalder zoologiſchen 
Muſeum ſollen ſich mehrere ausgeſtopfte Exemplare 
befinden. 

— In der Nacht vom 10.011. d. M. wur⸗ 
den dem Büdner Pieper in Stolzenhagen aus ver⸗ 
ſchloſſenem Stalle mittelſt Einbruchs 15 Stück Tau 
ben im Werth von 27 M. geſtohlen. 

Arnswalde, 8. Mat. Bei den Gehülfen 
des in Neuwedell wohnhaften Kaufmanns Hermann 
Haepp erſchien am 6. d. Mts. der nach abgelau- 
fener Dienſtzeit vom Militär entlaſſene frühere 
Kaufmanns⸗Kommis Sp., welcher vor Jahren bei 
Herrn Haepp ſeine Lehrzeit beendet hatte, zum Be⸗ 
ſuch, und bat Erſtere, ihm zu geſtatten, da er an⸗ 
deren Tages zu feinen in Callies wohnhaften Ver⸗ 
wandten zu relſen beabſichtigte, die Nacht dort ſchla⸗ 
fen zu dürfen, da er Behufs Aufwendung etwaiger 
Koſten für das Logis in einem Gaſthauſe augen⸗ 
blicklich nicht genügend bemittelt ſei. Dieſe ſagten 
ihm das Nachtquartter bereitwilligſt zu und begab 
man ſich gegen 11 Uhr Abends zu Bett. Als am 
anderen Morgen die Gehülfen erwachten und um 
ſich ſchauten, war der ſaubere Herr Schlafkollege 
bereits verſchwunden, und hatte derartig unter den 
Sachen der Gaſtgeber aufgeräumt, daß es ihnen 
nicht möglich war, das Bett zu verlaſſen; kurz 
Alles hatte Jener mitgehen heißen. Nachdem Herr 
Ha pp von dieſem unliebſamen Vorfalle benachrich 
tigt war, wurden die nothwendigſten Kleidungeſtücke 
herbeigeſchafft, um es den beiden Gehülfen möglich 
zu machen, das Bett zu verlaſſen. Sofort in der 
Stadt Neuwedell und Umgegend gemachte Recher- 
chen ließen den Dieb nicht ermitteln, Niemand hatte 
eine Spur, wohin ſich derſelbe gewendet haben 
konnte. Eine dieſerhalb nach hierher gerichtete De⸗ 
peſche ſetzte die beiden hieſigen Poliziſten in Bewe⸗ 
gung und gelang es dem Marktmeiſter Mierſch — 
der überhaupt ein ſehr umſichtiger und gewiſſen⸗ 
hafter Polizeibeamter iſt — nachdem er alle Lokale 
vergeblich revidirt hatte, am 7. d. M. Nachmittags 
den Dieb auf dem hieſigen Bahnhofe in flagrenti 
zu ertappen. Dieſer hatte ſich mit 2 ſchweren Kof⸗ 
fern in eine entlegene Ecke des Bahnhofes poſtirt, 
um mit dem Raube mit dem Nachmittags 3 Uhr 
nach Stettin abgehenden Zuge zu verſchwinden. 
Mierſch, dem das gegebene Signalement zutreffend 
erſchien, ließ ſich mit Sp. in ein Geſpräch ein, und 
da er ſich in ſeinen Redensarten in Widerſprüche 
verwickelte, wurde er verhaftet und nach dem hieſt⸗ 
gen Polizei⸗Arreſt gebracht. Sp. behauptete hart- 
näckig, daß er von Nichts wiſſe und daß er gar 
nicht in Neuwedell geweſen jet, auch von dem dort 
ſtattgehabten Diebſtahl keine Ahnung habe. Der 
von Neuwedell telegraphiſch herbeigerufene Zeuge 
Kommis Reich rekognoszirte den Dieb ſogleich, da 
er ſich mit dem Sonntagsanzuge deſſelben koſtümirt 
hatte. Heute am 8. d. früh iſt Sp. per Trans⸗ 
porteur nach Neuwedell geſchafft worden, um ſich 
wegen ſeines frechen Diebſtahls zu verantworten. 


Vermischtes. 

— Ein wackeres Dorf.) Seinesgleichen fin- 
det das eine Stunde von Lugos in Ungarn gele- 
gene Dörfchen Daruvar nur wenig; dort hat die 
fleißige Bevölkerung vor einigen Jahren aus den 
monatlich zuſammengetragenen Kreuzern eine Spar- 
kaſſe gegründet, welche nunmehr über ein Vermögen 
von 30,000 Fl. verfügt. Intereſſant iſt es, daß 
die Sparkaſſe die Steuerrückſtände der Dorfbewoh⸗ 
ner bezahlt, welche dann im Wege der Gemeinde- 
vorſtehung nach der Ernte erhoben werden. 
Dorf beſitzt ein Kaſino, einen Schützenverein und 
einen gut geſchulten Geſangverein. Noch weit in⸗ 
tereſſanter erſcheint uns die Thatſache, daß die Be⸗ 
völkerung dieſes wackeren ungariſchen Dorfes durch 
und durch deutſch iſt. 


Das 


Literariſches. 

Otto Hübner's ſtatiſtiſche Tafel aller Län⸗ 
der der Erde (Verlag von Wilh. Rommel in 
Frankfurt a. M.) iſt ſoeben in neuer (29.) Auflage 
erſchienen. Dieſelbe enthält in überſichtlicher Weiſe 
die neueſten Daten über die wirthſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe aller Länder der Erde, wie Größe, Bevöl⸗ 
kerung, Ausgaben, Schulden, Heer, Kriegs- und 
Handelsflottte, Ein⸗ und Ausfuhr, Zolleinnahmen, 
Erzeugniſſe, Geld, Maß, Gewicht, Eiſenbahnen, 
Hauptſtädte ꝛc. 

Wir können dieſe ſtatiſtiſche Tafel mit gutem 
Gewiſſen allen Freunden ſolcher Zuſammenſtellungen 
empfehlen, da ſie mit vielem Fleiße und großer Ge⸗ 
wiſſenhaftigkeit bearbeitet iſt. [77] 

Viehmarkt. 

Berlin, 10. Mat. Es ſtanden zum Ber- 
kauf: 3387 Rinder, 6430 Schweine, 2117 Kälber, 
18,083 Hammel. 

Das Geſchäft für Rinder hätte heute einen 
recht glatten Verlauf genommen, wenn der Auftrieb 
nicht ſo ungewöhnlich ſtark ausgefallen wäre; hier⸗ 
durch wurde ein ſchleppender Verkauf hervorgerufen 
und wenn auch verhältnißmäßig wenig Ueberſtand 
verblieb, konnte nur beſte Waare den letzten Preis 
erzielen, während geringere Qualität zurückging: 
Feinſte Qualität 60—63, Prima 53—54, Se⸗ 
kunda 48 — 50 und Tertia 40 —42 Mark pro 100 
Pfund Schlachtgewicht. 

Für die anderen Viehgattungen verlief der 
Markt bedeutend beſſer, wofür das bevorſtehende 
Pfingſtfeſt nicht ohne Einfluß war. 

Schweine, beſte Mecklenburger und Pommern 
57-59, Landſchweine: kleine 50 —52, beſſere 55 
bis 56, Ruſſen 48 — 51 Mark pro 100 Pfund 
Schlachtgewicht bei einer Tara von 20 Prozent; 
Bakuner fehlten. 

Kälber 40 — 50, beſte 55 Pf. pro 1 Pfund 
Schlachtgewicht. f 

Hammel wurden, ähnlich wie in der Vorwoche, 
ſchon am Sonnabend und Sonntag zu drei Vier⸗ 
theilen verkauft, jo daß der Markt heute frühzeitig 
geräumt war und auch faſt dieſelben Preiſe ange⸗ 
legt: 45 — 55, beſtes gutgeftapeltes Vieh und feine 
Lämmer auch 60 Pf. pro 1 Pfund Schlacht⸗ 
gewicht. 

Telegraphiſche Depeſchen. 

Frankfurt a. M., 10. Mat. Der „Frank- 
furter Preſſe“ wird von Berlin depe chirt, daß die 
Verhandlungen mit Rom völlig abgebrochen ſeien. 

Finſterwalde, 10. Mat. Die hier verfam- 
melten Delegirten der deutſchen Wollenwaaren-Fa⸗ 
brikanten haben heute folgende Reſolution an den 
Reichskanzler Fürſten von Bismarck bejchlefjen : Der 
Centralverein deutſcher Wollenwaaren- Fabrikanten, 


der heut in Finſterwalde zahlreich verſammelt iſt, 


ſpricht dem Herrn Reichskanzler ſeinen tiefgefühlte⸗ 
ſten Dank dafür aus, daß er die Frage des Zoll⸗ 


anſchluſſes der Hanſeſtädte in Anregung gebrach! 


hat und beſtrebt iſt, unter Ausſchluß von Verfaſ⸗ 
ſungsſtreitiglelten einen Ausgleich zwiſchen den In⸗ 
tereſſen des deutſchen Vaterlandes und denen der 
Hanſeſtädte zu Stande zu bringen. . 

Elberfeld, 10. Mai. In der heutigen Ge⸗ 
neralverſammlung der Aktionäre der Lebensverſiche⸗ 
rungs-Geſellſchaft wurde die Divideude auf 27 M. 
gleich 4½ pCt. feſtgeſetzt. 

Straßburg i. E, 10. Mai. Die „Elſaß⸗ 
Lothringiſche Zeitung“ veröffentlicht die Namen 
der zwölf durch Allerhöchſtes! ertrauen auf 3 Jahre 
berufenen Mitglieder des Staatsrathes für Elſaß⸗ 
Lothringen. Es ſind dies neben dem Chef des 
Generalſtabes des XV. Armeekorps, Oberſt v. Wer⸗ 
der, und den Profeſſoren Laband und Geffken, 9 
Elſäſſer reſp. Lothringer, darunter der Präſtdent und 
7 Mitglieder des Landes ausſchuſſes, ſowie der frü⸗ 
here Reichstags⸗-Abgeordnete Bergmann. 

Wien, 10. Mat. Abgeordnetenhaus. Der 
Antrag der Minorität auf Anerkennung der ober- 
öſterreichiſchen Großgrundbeſitzwahlen wurde nach 
längerer Debatte mit 163 gegen 159 Stimmen ab- 
gelehnt. Dieſe Wahlen ſind ſomit annullirt. Der 
Abg. Herbſt beantragte, zur Prüfung der Antwort 
des Juſtizminiſters auf die Interpellation betreffend 
die Sprachenverordnungsfrage einen Ausſchuß von 
14 Mitgliedern einzuſetzen. Seitens des Flnanz⸗ 
miniſteriums wurde ein Geſetzentwurf wegen Abän⸗ 
derung des Zuckerſteuergeſetzes vorgelegt. Der Abg. 
Wurmbrand brachte den Antrag ein, daß die deutſche 
Sprache zur Reichsſprache erklärt werde. In Be⸗ 
antwortung einer hierauf bezüglichen Interpellation 
thellte Miniſterpräſident Taaffe mit, die Landesre⸗ 
gierung in Serajewo habe den Auftrag, daß die 
politiſchen Behörden in allen Fällen, wo es ſich um 
den Uebertritt von Perſonen vom Mohamedanis mus 
zum Chriſtentbum handele, ſich jeder Einmiſchung 
auf das Strengſte enthalten und ſolche Perſonen 
an die betreffenden geiſtlichen Vorſtände weiſen ſoll⸗ 
ten. Der Vorſteher des Kreisamtes Viſoka, der in 
einem Erlaſſe den Mohamedanern den Uebertritt 
zum Chriſtenthum verboten habe, ſei deshalb von 
ſeinem Poſten entfernt worden. 

Peſt, 10. Mai. In der heutitzen General⸗ 
verſammlung der ungariſchen Frauenwohlthätigkeits⸗ 
vereine des rothen Kreuzes führte die Kaiſerin den 
Vorſitz. 

Genua, 10. Mat. Die Kronprinzeſſin Vie⸗ 
toria hat heute Abend die Rückreiſe nach Berlin 
angetreten. Zur Verabſchiedung waren die Spitzen 
der Behörden auf dem Bahnhofe anweſend. 

Waſhington, 8. Mai. Der Finanz Aus- 
ſchuß der Repräſentantenkammer beendigte in ſeiner 
heutigen Sitzung die Reviſton der Zolltarife. Der⸗ 
ſelbe ſetzte den Zoll auf Holzfaſer auf 10 Prozent 
feſt und hielt die Zölle auf die übrigen bei der 
Papier-Fabrikatlon perwendeten Artikel, ſowie auf 
Papier ſelbſt aufrecht. Endlich wurden die Zölle 
auf Handwerkszeug im Allgemeinen herabgeſetzt. 


* 


